Deutscher Bundestag Drucksache 13/10342 

13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 


A. Zielsetzung 

Ziel ist es, die amtliche Statistik auf das absolut notwendige Maß 
zu reduzieren, um damit zur Entlastung der Wirtschaft von stati- 
stischen Berichtspflichten und auch zur Verschlankung des Staa- 
tes beizutragen. Über die bereits durch das 3. Statistikbereini- 
gungsgesetz angeordneten Kürzungen der Statistik hinaus wird 
eine weitere Entlastung, insbesondere kleiner xmd mittlerer Be- 
triebe, von statistischen Berichtspflichten durch Einführung eines 
neuen Konzepts für die Produktionserhebungen nach dem Gesetz 
über die Statistik im Produzierenden Gewerbe angestrebt. 


B. Lösung 

Konzeptionelle Änderung der Produktionserhebungen durch 
Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Ge- 
werbe, 


C. Alternativen 

Keine, da die zu ändernden Sachverhalte dem Gesetzesvorbehalt 
unterliegen und es daher eines Änderungsgesetzes bedarf. Eine 
Änderung des Gesetzes durch eine Rechtsverordmmg ist nicht 
möglich, da weder die Voraussetzungen des § 8 des Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe noch die des § 5 Abs. 4 
Bundesstatistikgesetz vorliegen. 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Neben Umstellungskosten beim Bund in Höhe von 313 205 DM, 
bei den Ländern in Höhe von 275 100 DM xmd für die Verbimd- 
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Programmierung in Höhe von 50 700 DM, die nur einmalig anfal- 
len, werden durchschnittlich jährliche Gesamteinsparungen bei 
den Ländern in Höhe von 494 000 DM erzielt werden. 


E. Sonstige Kosten 

Durch den Vollzug des Gesetzes entstehen bei der Wirtschaft per 
Saldo keine Mehrkosten, vielmehr werden Betriebe von statisti- 
schen Auskunftspflichten entlastet. So werden nach der derzeiti- 
gen Betriebs- und Produktionsstruktur künftig statt rund 28 000 
Betriebe nur noch etwa 17 000 Betriebe zu einer monatlichen Pro- 
duktionsmeldung herangezogen. Etwa 11 000 Betriebe werden 
von diesen Auskunftspfhchten befreit. Die ca. 17 000 Betriebe, 
die künftig zur monathchen Erhebung herangezogen werden, 
brauchen keine vierteljährlichen Produktionsmeldungen mehr zu 
machen, weil ihre monatlichen Angaben zu Quartalsergebnissen 
aufaddiert werden. Unter den in der Gesetzesbegründung ange- 
führten Annahmen ergibt sich per Saldo eine monatliche Gesamt- 
entlastung der Wirtschaft von rund 660 000 DM und eine Ent- 
lastung pro Quartal in Höhe von ca. 1 Mio. DM. Die Entlastung 
beläuft sich somit im Jahr auf rund 12 Mio. DM. Gemessen an der 
Zahl der zur Zeit berichtspflichtigen Betriebe werden zwischen 
30 % und 40 % entlastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson- 
dere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. April 1998 

031 (421) - 205 00 - Sta 19/98 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 723. Sitzung am 27. März 1998 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 

nüt Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.* 
Federführend ist das Bundesnünisterium für Wirtschaft. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 


♦ 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 


Der Bimdestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 2 des Gesetzes über die Statistik im Produzieren- 
den Gewerbe in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. Mai 1980 (BGBl. 1 S. 641), das zuletzt durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 19. Dezember 1997 
(BGBL 1 S. 3158) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Buchstabe A wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer I Nr. 7 wird gestrichen. Die bisherigen 
Nummern 8 imd 9 werden Nummern 7 und 8. 

b) Ziffer II wird aufgehoben. Die bisherige Ziffer III 
wird Ziffer II. 

2. Nach Buchstabe A wird folgender neuer Buch- 
stabe B eingefügt: 


„B.I. bei den in Buchstabe A bezeichneten Betrie- 
ben von höchstens 20 000 Unternehmen mo- 
nathch 

1. die gesamte Produktion, 

2. die Reparatur-, Montage- imd Lohnver- 
edelimgsarbeiten; 

II. bei den in Buchstabe A bezeichneten Betrie- 
ben von höchstens 48 000 Unternehmen, die 
nicht nach Ziffer I erfaßt werden, vierteljähr- 
lich 

1. die gesamte Produktion, 

2. die Reparatur-, Montage- und Lohnver- 
edelungsarbeiten " . 

3. Der bisherige Buchstabe B wird Buchstabe C. 
Artikel 2 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Mit der Gesetzesänderung sollen insbesondere fol- 
gende Ziele erreicht werden: 

- Die Entlastung vor allem der kleinen und mittleren 
Betriebe von statistischen Meldepflichten im Rah- 
men der monatlichen Produktionsmeldungen. 

- Die Entlastung der in der monatlichen Melde- 
pflicht verbleibenden Betriebe von der vierteljähr- 
lichen Produktionserhebung. 

- Die Vereinfachung des Erhebungs- und Aufberei- 
tungsaufwandes in den statistischen Ämtern. 

- Die Verbesserung der Datenbasis für die Berech- 
nung von monatlichen Produktionsindizes und da- 
mit auch eine Erhöhung der Repräsentativität der 
Konjunkturstatistik. 

Mit der Gesetze sänderung wird ein neues Konzept 
für die Produktionserhebungen realisiert, das es er- 
laubt, die nationalen und internationalen Anforde- 
rungen an die Berechnung von Konjunkturindikato- 
ren besser zu erfüllen. Das neue Konzept trägt erheb- 
lich dazu bei, eine verläßlichere Datenbasis für die 
monatlichen Produktionsindizes in hinreichend tiefer 
Ghederung zu liefern. 

Nach dem neuen Konzept werden nur die größeren 
Betriebe eines Wirtschaftszweiges monatlich ihre ge- 
samte Produktion entsprechend dem geltenden Gü- 
terverzeichnis für Produktionsstatistiken melden. Der 
Berichtskreis für die monatliche Meldung wird so 
abgegrenzt, daß in jedem Land mindestens 75 % des 
gesamten Produktionswertes der Betriebe von Unter- 
nehmen mit im allgemeinen mindestens 20 Beschäf- 
tigten der jeweils darzustellenden Wirtschaftszweige 
abgedeckt sind. Grundsätzlich wird der Berichtskreis 
jährlich überprüft und ggf. neu festgelegt und über 
das folgende Jahr hinweg konstant gehalten. 

Die konzeptionelle Umstellung entlastet eine beacht- 
liche Zahl von Betrieben von monathchen und vier- 
telj ährlichen Produktionsmeldimgen. 

- Die Gesamtzahl von rund 28 000 Betrieben, die 
zur Zeit zum monathchen Produktions-Eübericht 
herangezogen werden, kann auf etwa 17 000 Be- 
triebe deuthch reduziert werden. Etwa 11 000 Be- 
triebe werden von der monatlichen Meldung ihrer 
Produktion befreit. Diese Entlastung für den Be- 
richtskreis wirkt sich gerade im Bereich der klei- 
nen und mittleren Betriebe aus. Diese Betriebe 
melden künftig ihre Produktion nur noch einmal 
im Viertelj ahr. 

- Ferner entfällt eine zusätzliche Erzeugnisliste (Gü- 
ter-Klassifikation) für die monatlichen Produk- 
tionsmeldungen. Auch dies führt zu einer Erleich- 
terung in den Betrieben und in den statistischen 
Ämtern. Allerdings müssen die Betriebe künftig 
ihre vollständige Produktion aus insgesamt 6 500 


Warenpositionen melden; bisher wurde monathch 
die Produktion von höchstens 1 000 ausgewählten, 
aggregierten Warenpositionen erfaßt. Der einzelne 
Betrieb meldet jedoch nur seine eigene, zumeist 
nur wenige Erzeugnisse betreffende Produktion, 
die er bisher auch schon viertelj ährhch angeben 
mußte. 

- Auch die künftig monatlich meldenden Betriebe 
werden entlastet. Bei diesen Betrieben kann ohne 
Informationsverlust auf die Meldung zur viertel- 
jährhchen Produktionserhebung verzichtet wer- 
den. Vierteljahresergebnisse werden für diese Be- 
triebe in den statistischen Ämtern durch Aggrega- 
tion der Monatsmeldungen ermittelt. Bisher müs- 
sen die Berichtspflichtigen, wenn ihre Erzeugnisse 
in der monathchen Eüberichtsnomenklatur ent- 
halten sind, inhaltlich eine doppelte Meldung ab- 
geben, nämhch zum monatlichen Produktions- Eil- 
bericht und nochmals zur vierteljährlichen Pro- 
duktionserhebung. 

- Andererseits werden künftig auch Betriebe aus 
Wirtschaftszweigen zur monathchen Berichterstat- 
tung herangezogen, deren Produktionsprogramm 
außerhalb der 1 000 ausgewählten, aggregierten 
Warenpositionen lag oder deren Produktion auf- 
grund ihres Warensortiments für die Berechnung 
von Produktionsindizes mit Hilfe ihrer Umsatzan- 
gaben fortgeschrieben wurde. Diese Betriebe ha- 
ben bisher ihre voUständige Produktion nur einmal 
im Vierteljahr angeben müssen. Bei diesen Betrie- 
ben entstehen Mehrbelastungen, weil sie ihre 
Produktion künftig insgesamt monathch melden; 
allerdings brauchen sie dann keine Viertelj ahres - 
meldungen mehr abzugeben. Im übrigen stehen 
den Belastungen die erwähnten Entlastungen von 
11 000 Monatsmeldern und 17 000 Quartalsmel- 
dern gegenüber. Diese Entlastungen überwiegen 
per Saldo, sind also die Nettoentlastungen. 

- Durch das neue Konzept entfaUen beim Produk- 
tionsindex Qualitätsprobleme, die im Rahmen des 
derzeitigen Konzeptes u. a. auf einen unzureichen- 
den Repräsentationsgrad zurückzuführen sind, 
da die Reihenauswahl mit zunehmendem Ab- 
stand zum Auswahljahr zum Teil nicht mehr ak- 
tueU war. 

- Die Entlastung insbesondere der kleinen und mitt- 
leren Betriebe von statistischen Berichtspflichten 
soh so schneU wie möghch umgesetzt werden. 
Nach Prüfung des Vorhabens ist das angestrebte 
Ziel nur durch ein Gesetz zu erreichen, da die zu 
regelnden Gegenstände dem Vorbehalt des Geset- 
zes unterliegen. Eine Änderung des Gesetzes 
durch eine Rechtsverordnung ist nicht möghch, da 
hierfür weder die Voraussetzungen des § 8 des 
Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Ge- 
werbe noch des § 5 Abs. 4 Bundesstatistikgesetz 
vorhegen. 
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B. Kosten 

1. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Auf Basis der Kostenschätzungen des Statistischen 
Bundesamtes und der Statistischen Landesämter ist 
von folgenden Größenordnungen auszugehen: 

Die durchschnittlichen jährlichen Gesamteinsparun- 
gen beim Bund und bei den Ländern belaufen sich 
voraussichthch auf 494 000 DM: 

persönlich sächlich insgesamt 

399 700 DM 94 300 DM 494 000 DM 

Diese ergeben sich aus den nachstehenden Über- 
sichten: 

a) Statistisches Bundesamt 

- Einmalige Umstellungskosten 

persönlich sächhch insgesamt 

292 576 20 629 313 205 

- Durchschnittliche jährliche Mehr-/Minderkosten 

Die laufenden Mehrkosten, die nach dem neuen 
Konzept insbesondere durch die Aufbereitung 
und Prüfung sowie die Rückfragen und Korrek- 
turen bei nunmehr rund 6 500 Positionen des 
Güterverzeichnisses für die Produktions Statistik 
entstehen, werden u. a. kompensiert durch den 
kompletten Entfall des Aufbereitungs- und Ver- 
öffenthchungssystems des bisherigen monatU- 
chen Produktions -Eilberichts und den Entfall 
des Abgleichs des Produktions-Eilberichts und 
der vierteljährlichen Produktionserhebung. Es 
ist daher davon auszugehen, daß das neue Kon- 
zept kostenneutral durchgeführt werden kann. 

Im Fall der Nichteinführung des neuen Kon- 
zepts müßten allerdings eine neue Erzeugnis- 
hste zum Produktions-Eilbericht mit entspre- 
chenden Kosten entwickelt und implementiert 
werden. 

b) Statistische Ämter der Länder 

- Einmahge Umstellungskosten 

persönhch sächlich insgesamt 

180 000 DM 95 100 DM 275 100 DM 

- Durchschnittlich jährliche Mehrkosten 

persönlich sächlich insgesamt 

484 900 DM 49 000 DM 533 900 DM 

- Durchschnittlich jährliche Minderkosten 

persönhch sächhch insgesamt 

884 600 DM 143 300 DM 1 027 900 DM 

c) Einmahge Kosten für die Verbundprogrammie- 
rung 

persönhch sächhch insgesamt 

44 400 DM 6 300 DM 50 700 DM 


3. Sonstige Kosten 

Durch den VoUzug des Gesetzes entstehen bei der 
Wirtschaft per Saldo keine Mehrkosten, vielmehr 
werden Betriebe von statistischen Auskunftspfhchti- 
gen entlastet. So werden künftig nach der derzeiti- 
gen Betriebs- und Produktionsstruktur statt rund 
28 000 Betriebe nur noch etwa 17 000 Betriebe zu 
einer monathchen Produktionsmeldung herangezo- 
gen. Etwa 11 000 Betriebe werden von diesen Aus- 
kunftspfhchtigen befreit. Die ca. 17 000 Betriebe, 
die künftig zu einer monathchen Erhebung heran- 
gezogen werden, brauchen künftig keine viertel- 
jährhchen Produktionsmeldungen mehr zu machen, 
weil ihre monathchen Angaben zu Quart als ergeb- 
nissen aufaddiert werden. Die Zeit, die der einzelne 
Betrieb für das Einträgen seiner monathchen bzw. 
vierteljährhchen Produktion in das statistische Mel- 
deformular aufzuwenden hat, ist von verschiedenen 
betriebsspezifischen Faktoren abhängig. Wird nur 
ein Erzeugnis gefertigt, ist die Eintragung in weni- 
gen Minuten zu erledigen. Werden von einem Be- 
trieb viele Erzeugnisse berge steht, ist der Zeitauf- 
wand entsprechend größer. FaUs ein Betrieb Repara- 
tur-, Montage- und/oder Lohnverrechnungs arbeiten 
durchführt, sind auch hierfür entsprechende Anga- 
ben zu machen. Betriebe, die ihre monathchen bzw. 
vierteljährhchen Meldungen unter Einsatz der elek- 
tronischen Datenverarbeitung abgeben, brauchen 
selbst daran kaum Zeit mehr aufzuwenden, wenn 
sie eine größere Zahl verschiedener Erzeugnisse 
hersteUen. 

Um bei dieser Ausgangslage genaue Angaben über 
die Kostenentlastung zu erhalten, hätte man eine 
eigenständige Erhebung bei den Betrieben, die künf- 
tig von den Meldungen entlastet werden, durchfüh- 
ren müssen. Diese Befragung hätte jedoch für sich 
gesehen eine neue Belastung der Betroffenen bedeu- 
tet. Von einer solchen zusätzlichen Befragung wurde 
daher abgesehen. Statt dessen wird zur Bezifferung 
der Kostenentlastung von plausiblen Durchs chnitts - 
größen ausgegangen. 

Untersteht wird ein Zeitaufwand von im Durch- 
schnitt 30 Minuten für die Bearbeitung der Meldung 
im Betrieb und einem damit verbundenen Kosten- 
aufwand von rund 60 DM pro Meldebogen. Unter 
Berücksichtigung der Zahl von etwa 11 000 Betrie- 
ben, die monathch von Eüberichtsmeldungen ent- 
lastet werden, ergibt sich per Saldo eine monatliche 
Gesamtkostenentlastung in Höhe von rund 660 000 
DM. Da außerdem etwa 17 000 Betriebe von den 
vierteljährlichen Produktionsmeldungen per Saldo 
befreit werden, kann bei diesen Betrieben insge- 
samt von einer Kostenentlastung in Höhe von ca. 
1 020 000 DM pro Quartal ausgegangen werden. Die 
Entlastung beläuft sich somit im Jahr auf rund 
12 Mio. DM. Gemessen an der Zahl der zur Zeit be- 
richtspflichtigen Betriebe werden zwischen 30 % 
und 40 % entlastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 
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C. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Durch Änderung des geltenden Gesetzes über die 
Statistik im Produzierenden Gewerbe regelt Artikel 1 
die Einführung des neuen Erhebungskonzepts zur 
Erfassung der Produktion bei Betrieben von Unter- 
nehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Ge- 
werbes - ohne Baubetriebe und Betriebe der Elektri- 
zitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung. 

Zu Nummer 1 

Die Regelung hebt die bisherigen Produktionserhe- 
bungen auf. 

Zu Nummer 2 

Mit der Regelung in Nummer 2 wird das neue Erhe- 
bungskonzept eingeführt. Die monathche Erhebung 
der gesamten Produktion sowie die Erfassung der 
Reparatur-, Montage- und Lohnveredelungsarbeiten 
wird in Buchstabe B Ziffer I angeordnet. Befragt wer- 
den Betriebe von höchstens 20 000 Unternehmen. 
Nach derzeitigen Erkenntnissen wird diese Ober- 
grenze der berichtspflichtigen Betriebe deuthch 
unterschritten und es brauchen nur etwa 17 000 Be- 
triebe monatlich befragt werden. 

In Buchstabe B Ziffer II wird die vierteljährliche Erhe- 
bung der gesamten Produktion und der Reparatur-, 
Montage- und Lohnveredelungsarbeiten bei Betrie- 
ben von höchstens 48 000 Unternehmen angeordnet. 


Bisher konnten Betriebe von höchstens 68 000 Unter- 
nehmen befragt werden. Diese Höchstzahl wird nach 
dem neuen Erhebungskonzept reduziert, weil die 
nach Buchstabe B Ziffer I monatlich meldenden Be- 
triebe von ihrer bisherigen vierteljährlichen Berichts- 
pflicht befreit werden. Die monathche Produktion 
dieser Betriebe wird von den statistischen Ämtern für 
drei Monate kumuhert und dem Ergebnis der Viertel- 
jahreserhebung hinzugerechnet. Insoweit wird auch 
künftig einmal im Vierteljahr die gesamte Produktion 
der Betriebe des Bergbaus und des Verarbeitenden 
Gewerbes in der o. g. Abgrenzung statistisch erfaßt. 
Der Berichtskreis wird jährhch überprüft und ggf. 
neu festgelegt und bleibt im Jahresverlauf grund- 
sätzhch unverändert. 

Zu Nummer 3 

Diese Regelung ist eine Folgeänderung und betrifft 
lediglich das Ghederungsschema des Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die Inkrafttretens-Regelung des Än- 
derungsgesetzes. Die UmsteUung der Produktions- 
erhebungen auf das neue Konzept muß zum Jahres- 
wechsel erfolgen, weil davon die Berechnung des 
für die Konjunkturbeobachtung äußerst wichtigen 
Produktionsindex berührt wird. Angestrebt wird die 
Beschlußfassung vor der Sommerpause 1998, so daß 
das Gesetz zum 1. Januar 1999 seine entlastenden 
Wirkungen entfalten kann. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


L Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll ein weite- 
rer Schritt zur Reduzierung der amtlichen Statistik 
auf das absolut notwendige Maß gemacht werden, 
um damit zur Entlastung der Wirtschaft von statisti- 
schen Berichtspflichten und auch zur Verschlankung 
des Staates beizutragen. Über die bereits durch das 
3. Statistikbereinigungsgesetz angeordneten Kür- 
zungen der Statistik hinaus wird eine weitere Entla- 
stung, insbesondere kleiner und mittlerer Betriebe, 
von statistischen Berichtspflichten durch Einführung 
eines neuen Konzepts für die Produktionserhebun- 
gen nach dem Gesetz über die Statistik im Produzie- 
renden Gewerbe angestrebt. Diese Initiative des 
Bundesrates wird von der Bundesregierung begrüßt. 

Insbesondere werden mit dem Änderungsgesetz fol- 
gende Ziele erreicht: 

- Die Entlastung vor allem der kleinen und mittleren 
Betriebe von statistischen Meldepflichten im Rah- 
men der monatlichen Produktionsmeldungen. 

- Die Entlastung der in der monatlichen Melde- 
pflicht verbleibenden Betriebe von der vierteljähr- 
hchen Produktionserhebung. 

- Die Vereinfachung des Erhebungs- und Aufberei- 
tungsaufwandes in den statistischen Ämtern. 

- Die Verbesserung der Datenbasis für die Berech- 
nung von monatlichen Produktionsindizes und da- 
mit auch eine Erhöhung der Repräsentativität der 
Konj unkturstatistik. 

Die konzeptionelle Umstellung bedeutet: monatliche 
Produktionsmeldungen sind künftig nicht wie bisher 
von 28 000, sondern nur noch von rund 17 000 Betrie- 
ben zu machen. Ferner melden die Betriebe künftig 
nur noch nach einer Erzeugnisliste ihre Produktion, 
statt bisher nach zwei unterschiedlichen Listen. Be- 
triebe, die weiterhin ihre monatliche Produktion mel- 
den, werden im übrigen von den bisherigen Viertel- 
jahresmeldungen entlastet. 

Andererseits wird bei der Einführung des neuen Er- 
hebungskonzepts auch eine Reihe von Betrieben aus 
verschiedenen Wirtschaftszweigen, die ihre Produk- 
tion bisher nur vierteljährlich melden mußten, künf- 
tig zu monatlichen Meldungen herangezogen. 

Durch das neue Konzept werden die Qualität und Re- 
präsentativität der Erfassung der Produktion als 
Grundlage der Berechnung des monathchen Produk- 
tionsindexes verbessert. Infolge dessen werden Kon- 
junkturanalyse und -Projektion künftig eine zuver- 
lässigere statistische Basis haben. 

Insgesamt begrüßt die Bundesregierung daher die 
Initiative zur Neukonzeption der monathchen und 
vierteljährhchen Produktionserhebungen im Rahmen 
des vom Bundesrat eingebrachten Gesetzentwurfs, 


weil dies zu einer Nettoentlastung der produzieren- 
den Wirtschaft von statistischen Berichtspflichten 
führt, wobei vor allem kleine und mittlere Betriebe 
entlastet werden. 


IL Zu den Vorschlägen im einzelnen 
Zu Artikel 1 

Durch Änderung des geltenden Gesetzes über die 
Statistik im Produzierenden Gewerbe regelt Artikel 1 
die Einführung des neuen Erhebungskonzepts zur 
Erfassung der Produktion bei Betrieben von Unter- 
nehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Ge- 
werbes - ohne Baubetriebe und Betriebe der Elektri- 
zitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung. 

Zu Nummer 1 

Die Regelung hebt die bisherigen Produktionserhe- 
bungen auf. 

Zu Nummer 2 

Mit der Regelung in Nummer 2 Buchstabe B Ziffer I 
werden die monatliche Erhebung der gesamten Pro- 
duktion sowie die Erfassung der Reparatur-, Monta- 
ge- und Lohnveredelungsarbeiten angeordnet. Be- 
fragt werden Betriebe von höchstens 20 000 Unter- 
nehmen. Nach derzeitigen Erkenntnissen wird diese 
vorsorghche Obergrenze der berichtspflichtigen Be- 
triebe deutlich unterschritten und es brauchen nur 
etwa 17 000 Betriebe monatlich befragt zu werden. 

In Buchstabe B Ziffer II wird die vierteljährliche Erhe- 
bung der gesamten Produktion und der Reparatur-, 
Montage- und Lohnveredelungsarbeiten bei Betrie- 
ben von höchstens 48 000 Unternehmen angeordnet. 
Bisher konnten Betriebe von höchstens 68 000 Unter- 
nehmen befragt werden. Diese bisherige Höchstzahl 
wird nach dem neuen Erhebungskonzept reduziert, 
weü die nach Buchstabe B Ziffer I künftig monatlich 
meldenden Betriebe von ihrer vierteljährlichen Be- 
richtspflicht befreit werden. Die monatliche Produk- 
tion dieser Betriebe wird von den statistischen Äm- 
tern für drei Monate kumuliert und dem Ergebnis 
der Vierteljahreserhebung hinzugerechnet. Insoweit 
wird auch künftig einmal im Vierteljahr die gesamte 
Produktion der Betriebe des Bergbaus und des Ver- 
arbeitenden Gewerbes in der o. g. Abgrenzung stati- 
stisch erfaßt. Der Berichtskreis wird regelmäßig über- 
prüft und ggf. jährlich neu festgelegt. 

Zu Nummer 3 

Diese Regelung ist eine Folgeänderung und betrifft 
lediglich das Gliederungsschema des Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe. 
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ZuArtikel2 

Artikel 2 enthält diö Inkrafttretens-Regelung des Än- 
derungsgesetzes. Die Umstellung der Produktions- 
erhebungen auf das neue Konzept muß zum Jahres- 
wechsel erfolgen, weil davon die Berechnung des für 
die Konjunkturbeobachtimg äußerst wichtigen Pro- 


duktionsindexes abhängt. Notwendig ist die Be- 
schlußfassung vor der Sommerpause 1998, damit das 
Gesetz zum 1. Januar 1999 seine entlastenden Wir- 
kimgen entfalten kann. 

Auswirkimgen auf Einzelpreise imd das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 


9 





Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



